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Drucksache VI/2863 


Der Bundesminister Bonn, den 25. November 1971 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

I A/1 - K 2032 Rum - 103/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gründung der deutsch-rumänischen Consulting-Gesell- 
schaft „Rodeco“ 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Roser, Dr. Wulff und 
der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2821 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister des Auswärtigen und dem Herrn Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen wie folgt: 


Im Einklang mit dem Strategiedokument der Vereinten Natio- 
nen will die deutsche Entwicklungspolitik dazu beitragen, den 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt der Entwicklungsländer 
in einem System weltweiter Partnerschaft zu fördern, um die 
Lebensbedingungen der Bevölkerung der Entwicklungsländer 
zu verbessern. 

Auch die osteuropäischen Staaten verstärken angesichts ihrer 
steigenden Wirtschaftskraft und ihres technologischen Standes 
in zunehmendem Maße ihre wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit Entwicklungsländern. Aufgrund dieser Entwicklung haben 
sich bereits in der Vergangenheit Ansätze einer Zusammenar- 
beit deutscher Firmen mit Unternehmen aus osteuropäischen 
Staaten bei Entwicklungshilfeprojekten ergeben. Die beabsich- 
tigte Gründung einer deutsch-rumänischen Consulting-Gesell- 
schaft unter Beteiligung deutscher Consulting-Firmen und der 
DEG zielt darauf ab, diese Zusammenarbeit in Entwicklungs- 
ländern auf dem Consulting-Gebiet zu fördern. 

Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt diese Entwick- 
lung, da sie darin eine wichtige Ergänzung der weltweiten 
Bemühungen sieht, den Prozeß der wirtschaftlichen und sozia- 
len Entwicklung in den Ländern der Dritten Welt zu beschleu- 
nigen. 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg l, 



Drudcsadie VI/2863 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Die Tätigkeit einer deutsch-rumänischen Consulting-Gesell- 
schaft kann selbstverständlich auch günstige Auswirkungen auf 
die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen beider Länder ausüben. 
Für die Bundesregierung steht jedoch die Absicht im Vorder- 
grund, die Zusammenarbeit mit osteuropäischen Ländern in Ent- 
wicklungsländern zu fördern. 


1 . Besteht zwischen den vertragsschließenden Partnern des deutsch- 
rumänischen Consulting-Unternehmens völlige Einigkeit darin, 
daß ihr Betätigungsfeld ausschließlich in Entwicklungsländern 
liegt? 


Es besteht Einvernehmen zwischen den künftigen deutschen 
Partnern der Rodeco, daß die Gesellschaft (jedenfalls während 
der Dauer der DEG-Beteiligung) in Entwicklungsländern arbei- 
ten soll. Beim künftigen rumänischen Partner sind allerdings 
auch Überlegungen angestellt worden, den Tätigkeitsbereich 
darüber hinaus auszudehnen; hierüber wird noch verhandelt. 


2. Wie ist die Beteiligung der Deutschen Entwicklungsgesellschaft 
(DEG) an dem deutsch-rumänischen Consulting-Unternehmen 
nach Auffassung der Bundesregierung mit dem Wortlaut und 
dem Geist der DEG-Satzung zu vereinbaren? 


Grundlage für eine Beteiligung der DEG an der Rodeco ist § 2 
Abs. 3 des DEG-Gesellschaftsvertrages: „Die Gesellschaft kann 
sich im In- und Ausland an Einrichtungen und Vorhaben, die 
dem wirtschaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer oder der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit ihnen dienen, beteiligen 
oder sie in anderer Weise fördern." 


3, Ist es zutreffend, daß die rumänische Regierung politische Vor- 
behalte wegen der Beteiligung der Berlin-Consult hatte, und wie 
wurden etwaige Schwierigkeiten aiisgeräumt? 


Die rumänische Regierung hat sich im Laufe der Verhandlungen 
nach Prüfung der Rechtslage mit der Beteiligung der Berlin- 
Consult an der beabsichtigten deutsch-rumänischen Consulting- 
Gesellschaft einverstanden erklärt. 


4. Was hat die Gründung einer Dachgesellschaft bürgerlichen 
Rechts erfordert? 

Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, in der die deutschen 
Partner der Rodeco vereinigt wären, ist bisher nicht gegründet 
worden. Der künftige rumänische Partner hat aber zu erwägen 
gegeben, ob nicht aus Gründen der Reziprozität auch auf der 
deutschen Seite nur ein Partner in der Gesellschaft auftreten 
solle. Uber diesen Punkt wird noch verhandelt, wobei von deut- 
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scher Seite erwartet wird, daß sich die Gründung einer solchen 
Gesellschaft erübrigt. 


5. Handelt es sich bei dem rumänischen Partner um ein interna- 
tional angesehenes Unternehmen mit Erfahrungen im Consul- 
tinggeschäft und einem gediegenen technischen Apparat? 

Der künftige rumänische Partner in der Rodeco, die Rom-Con- 
sult, ist vor einigen Monaten gegründet worden. Deshalb kann 
dieses Unternehmen organisatorische Erfahrungen im Consul- 
tinggeschäft noch nicht vorweisen. Dem Unternehmen steht 
aber die gesamte rumänische Kapazität an Consultingpersonal 
zur Verfügung, das in der Vergangenheit bereits mit Erfolg für 
die verschiedenartigsten Consultingaufgaben im internationa- 
len Bereich eingesetzt war. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung das internationale Standing 
der neuen Gesellschaft, und hat sie von den mit Entwicklungs- 
hilfe befaßten internationalen Institutionen, insbesondere der 
Weltbankgruppe, Zusicherungen erhalten, daß die Rodeco bei 
Ausschreibung international finanzierter Projekte Aufträge 
erhalten kann? 


Da die deutsch-rumänische Consulting-Gesellschaft noch nicht 
gegründet worden ist und deshalb noch nicht ihre Geschäfts- 
tätigkeit aufgenommen hat, kann im gegenwärtigen Zeitpunkt 
kein Urteil über das internationale Standing der beabsichtigten 
Gesellschaft abgegeben werden. Aus diesem Grunde ist auch 
die Weltbankgruppe noch nicht hiermit befaßt worden. 


7. Ist die Beteiligung der DEG als einer mit öffentlichen Mitteln 
arbeitenden Gesellschaft an dem deutsch-rumänischen Consul- 
ting-Unternehmen mit den ordnungspolitischen Vorstellungen 
der Bundesregierung zu vereinbaren, insbesondere im Hinblick 
darauf, daß das Biindesministerium für Wirtschaft und Finanzen 
entgegen der Auffassung des Bundesministers für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit noch im Mai d. J. aus ordnungspolitischen 
Gründen eine wesentlich lockere Verbindung mit der German- 
Consult durch Entsendung von Beamten in den Stiftungsrat 
abgelehnt hat? 

Die DEG ist zwar mit öffentlichen Mitteln ausgestattet, arbeitet 
jedoch auf privatwirtschaftlicher Grundlage und hat den privat- 
rechtlichen Status einer GmbH. Die DEG ist berechtigt, sich an 
jeder anderen Gesellschaft zu beteiligen, soweit dies der Ver- 
wirklichung der im Gesellschaftsvertrag niedergelegten Ziele 
dienlich ist. Eine solche Beteiligung steht mit den ordnungs- 
politischen Grundsätzen der Bundesregierung im Einklang. Eine 
Entsendung von Angehörigen der Bundesministerien in den 
Stiftungsrat der German-Consult wurde im Einvernehmen aller 
beteiligten Bundesministerien deshalb abgelehnt, weil hier- 
durch eine Einflußnahme der Bundesregierung auf eine privat- 
rechtliche Gesellschaft, an der der Bund nicht beteiligt ist, er- 
folgt wäre. 
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8. Ist die Beteiligung der DEG mit der Pflicht der Bundesregierung 
zur Wettbewerbsneutralität vereinbar, vor allem im Hinblick auf 
diejenigen Consulting-Firmen (1710 im Verein Beratender Inge- 
nieure VBI, 98 im Verein Unabhängiger Beratender Ingenieure 
VUBI), die nicht an der German-Consult (ca. 400 Partner) betei- 
ligt sind? 


Die Deutsche Gesellschaft für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
ist als privatrechtliches Unternehmen in ihrer Entscheidung frei, 
an welchen anderen Unternehmen sie sich beteiligen will, um 
ihre satzungsgemäßen Aufgaben zu erfüllen. So hat sie sich in 
der Vergangenheit im In- und Ausland auch an anderen pri- 
vatrechtlichen Unternehmen beteiligt. Die Pflicht der Bundes- 
regierung zur Wettbewerbsneutralität wird durch solche pri- 
vate Beteiligungen der DEG nicht in Frage gestellt. 


Dr. Eppler 
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